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Das europäische Einigungswerk hat sich als Kern einer stabilen Friedens-    .f 
Freiheitsordnung bewährt. An der Schwelle zum 21. Jahrhundert können     fl, 
Europäer die großen Aufgaben nur noch in enger Zusammenarbeit beWa  ^fi 

Im Interesse der Menschen müssen die Völker Europas zu einer starken Gemein    >e 
werden. Nur ein geeintes Europa wird den Frieden sichern, Arbeitsplätze und so 
Sicherheit erhalten, den Umweltschutz grenzüberschreitend verwirklichen, die 
Ursachen der weltweiten Flüchtlingsbewegung und des Hungers auf der Welt       . 
bekämpfen, das Asylproblem gemeinsam lösen und die Menschen vor internatm 
organisierter Kriminalität wirksam schützen können. Den wirtschaftlichen Kon* 
renzkampf auf den Weltmärkten können die Europäer nur gemeinsam gewinnen- 

Es liegt in unserem eigenen demokratischen Interesse, daß das künftige Europ3' 
Parlament seine Aufgaben mit Kompetenz und Durchsetzungskraft wahrnehmen 
kann. Nach der Vereinigung verfügt Deutschland über 99 Abgeordnete im jetzt    . e 
wählenden Europäischen Parlament und hat dadurch stärkere politische Mitspr 

erhalten. Nie zuvor hatte eine Europawahl größeres politisches Gewicht. Das       jr$ 
Parlament hat durch den Maastrichter Vertrag erhebliche Rechte hinzugewonne • 
wird erstmals über die Zusammensetzung der Europäischen Kommission miten 
scheiden können. Zum Beitritt weiterer europäischer Staaten bedarf es seiner        $ 
Zustimmung. Das Parlament beschließt — zusammen mit dem Ministerrat —- u. er 
Haushalt, kontrolliert die Ausgaben der Europäischen Union und entscheidet u   . 
Verordnungen und Richtlinien der Europäischen Union und damit über Wirtsc 

Arbeit und soziale Sicherheit in Europa. . „, 

Rechts- und Linksradikale schüren Angst vor Europa und nähren die '' 
Deutschland könne seine großen Zukunftsaufgaben in nationalen ^"ein

nt) 
gangen lösen. Nach der jahrzehntelangen Spaltung unseres Kontinents 
nach zwei Weltkriegen, die unendliches Leid über die Völker Europas;   .^ 
gebracht haben, sind die Ideologien von Kommunisten und Rechtsradi* 
ein für allemal von der Geschichte widerlegt worden. Ein Rückfall in "..ft- 
Nationalismus wäre verhängnisvoll für den Frieden sowie für die wirtsc 
liehe und soziale Entwicklung unseres Kontinents. Wir brauchen eine      .^ 
Stärkung der demokratischen Kräfte in Europa, eine klare Absage an » 
misten, das heißt gegenüber Nationalismus, Ausländerfeindlichkeit, 
Rassismus und Antisemitismus. ., 

Die CDU ist die deutsche Europapartei. Von Konrad Adenauer bis zu Helmut ^pU 
sind die entscheidenden Impulse für ein geeintes Europa immer wieder von de    ^ 
ausgegangen. Die Einheitliche Europäische Akte, der Gemeinsame Binnenma 
der Vertrag über die Europäische Union tragen die politische Handschrift der .^jn1 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands. Gemeinsame europäische "° 
Geiste der Partnerschaft und Freundschaft dient auch deutschen Interessen. 
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^>ed Ir können als Mitglied der Europäischen Union auf eine der längsten 
von e^

nsPerioden in der Geschichte unseres Kontinents zurückblicken. Aus Feinden 
Sc^en?St -smd 'än8st Freunde geworden. In vielen Regionen außerhalb der Europäi- 
Krje Pnion aber ist — wie wir es im ehemaligen Jugoslawien erleben müssen — 
Ünirf 1!nrner noch Wirklichkeit. Davor haben viele Menschen Angst. Die Europäische 
p.   n 'st die Voraussetzung dafür, daß der Friede in ganz Europa sicherer wird. 
^ fr'   Ji s'ld d-led.uche Zukunft kann nur gemeinsam gesichert werden. Allein auf sich gestellt, 

Konjy£ einzelnen Staaten Europas bei der Bewältigung von Krisen, Kriegen und 
Sicu ^ten überfordert. Die CDU tritt deshalb ein für eine gemeinsame Außen- und 
^d v     .sP°litik der Europäer. Die Vorstellungen der SPD über einen sicherheits- 
•solg.^eidigiingspolitischen Sonderweg würden Deutschland in eine gefährliche 
N.   Anfuhren. u'e p 
Verfy Ur°Päische Union muß über Möglichkeiten des eigenen militärischen Handelns 
^er nafn ,cönnen- wir befürworten und fördern deshalb eine Integration von Einheiten 
^'On Streikräfte in europäische Sicherheitsstrukturen. Die Westeuropäische 
aüSt> ,'fiuß als verteidigungspolitische Komponente der Europäischen Union 
sclw aut und vollständig integriert werden. Auf diese Weise wollen wir den europäi- 
^'ckel des Nordatlantischen Verteidigungsbündnisses stärken und fortent- 
aUc}1 

n- Wir brauchen europäische Streitkräfte mit der nötigen Handlungsfähigkeit, 
%<i j, m 'rn Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen zur Friedenssicherung 
S,     0r,fliktregelung beitragen zu können. 
e'nerr^'s unmittelbare Nachbarn haben wir Deutsche ein besonderes Interesse an 
^id0 Redlichen und demokratischen Entwicklung der Staaten Mittel-, Ost- und 
^d       °Pas- Wir wollen, daß diese Staaten zu einer vergleichbaren Stabilität finden 
^irtsch We.st''che Europa. Deshalb werden wir dazu beitragen, ihren politischen, 
^d v     tHchen, soz'a'en und ökologischen Aufbau zu stützen und ihre sicherheits- 
V^^eidigungspolitische Integration in europäische und transatlantische Struk- 
Jönne     

Sicherheit und Verteidigung bis hin zur Mitgliedschaft zu fördern. Nur so 
^nde

n Scnwerwiegende Rückwirkungen eines Scheiterns der Umgestaltung in diesen 
ty.    rn auf Deutschland und ganz Europa verhindert werden. 
% npgrußen den Abschluß von Assoziierungsverträgen der Europäischen Union mit 
»lit K7en Demokratien in Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Diese Verträge wollen wir 
•k'len r   erfül'en, um diese Länder schrittweise auf einen späteren Beitritt vorzube- 

erö  ,?rade auch für die neuen Bundesländer ist die immer stärkere Einbindung 
Sde ylichen Nachbarn bis hin zum Beitritt zur Europäischen Union eine entschei- 
de Bek Aussetzung für Stabilität, wirtschaftliche Entwicklung, gesunde Umwelt und 
J'0ne   arnpfung des international operierenden Verbrechens. Die Bildung von Eurore- 
Segra5Ucn mit unseren östlichen Nachbarn ist ein wichtiger Schritt, um deren 

lrete      Vorzubereiten. Die neuen Demokratien können der Europäischen Union 
erfülie 

n' sobald sie die wirtschaftlichen und politischen Voraussetzungen dafür 
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Europa schafft Wachstum und Arbeit ^ 

Q Fast jeder dritte deutsche Arbeitsplatz hängt vom Export ab, mehr als die Ha'* „ 
unserer Exporte geht in die Europäische Union, über 70 Prozent in den EuropäisC 

Wirtschaftsraum. Dieser ist mit rund 380 Millionen Verbrauchern der größte MairK 

der Welt. Stabile Absatzmärkte in Europa bedeuten gerade für Deutschland sich.e.rand 
Arbeitsplätze und Einkommen. Ohne den freien Handel in Europa wäre Deutsch»   ^ 
bei weitem nicht so wohlhabend, und es könnte seinen Bürgerinnen und Bürgern n 
jenes hohe Maß an sozialer Sicherheit bieten, das weltweit als vorbildlich anerkafl . 
wird. Somit leistet die Europäische Union einen wichtigen Beitrag zur inneren Sta 
lität in Deutschland. 

Europa wird sich in dem immer intensiver werdenden Standortwettbewerb mit 
Nordamerika und dem asiatischen Raum nur behaupten können, wenn es interna' 
tional konkurrenzfähig bleibt. Wir treten deshalb dafür ein, die Kräfte Europas zü"J 
bündeln für Innovation, wirtschaftliches Wachstum und zukunftssichere Arbeitsf*.' 
Wir wollen insbesondere den Investitionsstandort Deutschland stärken. Voi 
sind gemeinsame Anstrengungen zum Ausbau der Kommunikations- und V 
frastruktur sowie die Förderung gemeinsamer Forschung und Entwicklung. 
Wir werden die Chancen durch Europa jedoch nur nutzen können, wenn wir aucQ. 
national die richtigen Weichen stellen. Deshalb muß die Haushalts- und Stabil'13 

litik der CDU-geführten Bundesregierung konsequent fortgesetzt werden. Die 
Erfahrung zeigt, daß Sozialdemokraten die bereits erreichten Erfolge wieder        pje$ 
gefährden würden durch unbezahlbare Versprechungen und immer neue Steuern- 
muß im Interesse Deutschlands verhindert werden. 

Die Bürger in den neuen Bundesländern haben in den vergangenen Jahren durcn 

Leistung und mit Unterstützung der Bürger in den alten Bundesländern ein solid 
Fundament für den Aufschwung nach vierzig Jahren sozialistischer Planwirtscha 
gelegt. Die Europäische Union unterstützt Aufbau und Arbeitsplätze in den neue 

Bundesländern mit mehr als 35 Milliarden Mark bis 1999 durch die Einstufung a 

Fördergebiet mit oberster Priorität. Gerade die von Arbeitsplatzverlust besonders   ^ 
betroffenen Bereiche wie Werften, Landwirtschaft und Stahlindustrie finden um  j, 
reiche Unterstützung in dieser schwierigen Phase der Umstrukturierung auch du ^ 
die Europäische Union. Deutschland kann sich auf die Solidarität seiner Partner 
der Europäischen Union verlassen. 

El Eine gemeinsame, stabile europäische Währung ist gerade für unsere im ^x.P 6fi 
starke Wirtschaft von Vorteil. Mit einer einheitlichen europäischen Währung k° 
Unternehmen sicherer planen und investieren, weil innereuropäische Wechseln 
Schwankungen wegfallen, und sie können günstiger anbieten, weil Wechselkurs     fl 
luste innerhalb der Europäischen Union nicht mehr entstehen. Die negativen » 
internationaler Spekulationen auf die Deutsche Mark oder andere wichtige ^g 
europäische Währungen werden beseitigt. Gerade in jüngster Zeit hat die Ab^^e»1 

wichtiger Partnerwährungen im Europäischen Währungssystem zu einer schlec 
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Wettb 
^he^p^rbsposition Deutschlands und damit zum Verlust von Arbeitsplätzen und 
''chenv       '-)ruc'c au^ Löhne und Sozialleistungen bei uns geführt. Auch die zusätz- 
Haff      ten für exportorientierte Unternehmen sind beträchtlich und verhindern die 
\y.    Ung weiterer Arbeitsplätze in Deutschland. 

*Ul[{i grüßen, daß Frankfurt Sitz des Europäischen Währungsinstituts und der 
OUJJJp [8en Europäischen Zentralbank ist. Dies ist ein großer Erfolg des deutschen 
chrisl|.

s^ar»zlers und ein überzeugendes Signal der Anerkennung für den Erfolg 
^'^demokratischer Stabilitätspolitik. Wir haben sichergestellt, daß im geeinten 
^Unde »?'e Wanrungspolitik sich an dem bewährten Modell der Deutschen 
^str't        orientiert- Dies bedeutet: Eine Währungsunion wird es erst geben, wenn 
8esund       Stabi,'tätsbedingungen des Maastrichter Vertrages wie Preisstabilität und 
^dn-  Staatsfinanzen ohne jeden Abstrich erfüllt sind. Der Deutsche Bundestag 

les vor dem Eintritt in die Währungsunion noch einmal prüfen. 

ii-ty'1 dem Vertrag von Maastricht wurde der Einstieg in die Sozialunion erreicht. 
ile,I,en        auch künftig auf den gewachsenen nationalen Sozial- und Arbeitsrechtssy- 
^ej^   aufbauen, die für die Menschen immer auch ein vertrautes Stück ihrer sozialen 

^e t
S,n°"- Wh- wollen — wie in der europäischen Sozialcharta vereinbart — soziale 

a1de Standards verankern, die einerseits Wettbewerbsverzerrungen vermindern und 
.      rseits keinen Mitgliedsstaat überfordern. 

M\J Nv°"en eine leistungsfähige, vielfältig strukturierte und umweltverträgliche 
^e-lrtschaft mit bäuerlicher Tradition. Der deutschen Landwirtschaft muß im 
^rdp Sarnen europäischen Markt eine wettbewerbsfähige Entwicklung ermöglicht 

rbes s'cn vollziehende Strukturwandel muß sozial abgefedert und zu einer 
Dj     Serung der Wettbewerbsfähigkeit genutzt werden. 

d'^Öle Agrarpolitik der Europäischen Union muß sich stärker an den Prinzipien 
IT1 öa      °g'schen und Sozialen Marktwirtschaft orientieren. Die CDU tritt dafür ein, 

r0(jlli
U.ern neue Märkte zu erschließen, zum Beispiel in der Industrie durch die 

fScheni°n "achwachsender Rohstoffe und die Übernahme von Aufgaben der ökolo- 

Wtelrecht. 

a schützt unsere Umwelt 
l,rüC|C|j

We,tschutz schafft Arbeitsplätze. Die Bundesrepublik Deutschland hat im 
>icht

e8Jrnden Jahrzehnt auch umweltpolitisch einen Spitzenplatz in Europa 
\ Du"r VIes.er Kompetenzvorsprung sichert bislang rund 700.000 Arbeitsplätze bei 

erden •     die konsequente Fortsetzung unserer marktwirtschaftlichen Umweltpolitik 
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Eine gesunde Umwelt in Deutschland hängt auch vom Verhalten unserer Nachb 
ab. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den Staaten in Ost und West     „ 
daher unverzichtbar. In der Europäischen Union streben wir die Harmonisierung 
Vorschriften und Standards auf ökologisch hohem Niveau an. 
Eine sichere und umweltfreundliche Energieversorgung ist die Grundlage einer 
stabilen Wirtschaftsentwicklung. Der Schutz der Erdatmosphäre und damit uns 
Klimas kann nur in internationaler Partnerschaft verwirklicht werden. Wir habe ^ 
erreicht, daß ab 1995 FCKW in der Europäischen Union weder produziert nocn 
setzt werden darf. Gemeinsam mit unseren Partnern in der EU werden wir alle ^ 
Anstrengungen unternehmen, die CCh-Emissionen durch die Einführung markt 
schaftlicher Steuerungsmaßnahmen deutlich zu reduzieren. Die CCh-Emissione 
vereinten Deutschland sind bereits deutlich rückläufig. 
Eine umweltverträgliche Abfallwirtschaftspolitik, die der Vermeidung von Mü•' 
Vorrang vor der Wiederverwendung und -Verwertung einräumt, ist für eine en^rjLr 
und ressourcenschonende Wirtschaftsentwicklung unabdingbar. Wir streben *|. fld 
europaweit den Einstieg in die Kreislaufwirtschaft an, so wie wir sie in Deutscn     .. 
mit der Verpackungsverordnung und der Verabschiedung des Kreislaufwirtscna 
setzes in Angriff genommen haben. 
Wir wollen den Aufbau einer Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft in g3^ 
Europa vorantreiben. Sie verbindet wirtschaftliche Effizienz, soziale Sicherheit    ^ 
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen. Wirksamer Umweltschutz bra flJ 
staatliche Anreize, zum Beispiel in Form von Ge- und Verboten, Verordnungen    j,v 
Gesetzen sowie steuerlichen Erleichterungen, die die Eigeninitiative und das t1» 
teresse für mehr Umweltschutz stärken. Wirksamer Umweltschutz erfordert ein^' ^ 
Vielfalt von Maßnahmen und Instrumenten. Wo immer sinnvoll und möglich ^jeK 
wir, um Verfahren zu beschleunigen und Bürokratie abzubauen, UmweltquaM3 

vorgeben, nicht jedoch die Wege dorthin im einzelnen vorschreiben. 

Europa schützt vor Kriminalität 

Q Die organisierte Kriminalität operiert heute längst länderüberschreitend. 
Nationalstaatliche Grenzen bieten vor dem Verbrechen keinen wirksamen ScnU, jjt 
mehr. Eine wirkungsvolle Bekämpfung krimineller Organisationen wie der Ma'  zll 
nur durch eine intensivere Zusammenarbeit aller Sicherheitsbehörden in Europ 
gewährleisten. 

Die CDU setzt sich ein für den raschen Ausbau von EURO POL zu einem E11^!^ 
sehen Polizeiamt mit operativen Befugnissen. Darüber hinaus fordern wir einn    e 
Sicherheitsstandards an den Außengrenzen der Europäischen Union und geeig .§e 
Maßnahmen zur Verhinderung illegaler Einwanderung. Die Regelung der Ein    ^'i1 

von Nicht-EU-Bürgern, die Erteilung von Sichtvermerken, Rauschgiftkontroll     „ 
Rechtshilfe- und Auslieferungsverfahren sollen innerhalb der Europäischen U 
vereinheitlicht werden. 1 
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fällig       setzt s'ch dafür ein, einheitliche Maßstäbe durchzusetzen, nach denen straf- 
Kiw^ew°rdene Ausländer rasch in ihre Heimatländer abgeschoben werden können. 
könn 

ne"e Ausländer, die illegal erneut einreisen, müssen empfindlich bestraft werden 
AuS|«

n-Um die Drogenszene auszutrocknen, müssen Rauschgift-Delikte von 
ndern zur sofortigen Abschiebung führen. 

^Uropa hilft bei der Bewältigung 
C^s Asylproblems 

^,'evon der CDU durchgesetzte Neuregelung des deutschen Asylrechts hat 
sich ie^ endlich auch m dieser wichtigen Frage europafähig gemacht. Das zahlt 
^Se} aus: Ohne die Kooperationsbereitschaft unserer Nachbarn hätte die Neure- 

uts KI
6S

 deutschen Asylrechts nicht greifen können. Die Asylbewerberzahlen in 
^'r nioK        sm(* inzwischen um mehr als die Hälfte zurückgegangen. Dies verdanken 
Vertieft   Zu'etzt der Zusammenarbeit in Europa, die auch auf diesem Felde weiter 
ty.   n Werden muß. 

'che »5e" uns dafür ein, daß zwischen den Staaten der Europäischen Union einheit- 
^ÜsSe 

aßstäbe für die Anerkennung von Asylanträgen vereinbart werden. Flüchtlinge 
^ol|e   8'eichmäßiger als bisher auf die einzelnen Mitgliedstaaten verteilt werden. Wir 

eir,e gemeinsame Asylpolitik der Europäischen Union. 

^fr gestalten Europas Zukunft 

iircKC *-DU ist die Partei der deutschen Einheit und der europäischen Einigung. 
5UndesinSere Politik sind aus Feinden Freunde geworden. Unter Führung von 
?e8e u   n.zler Helmut Kohl haben wir die Einheit Deutschlands auf friedlichem 

ejah nd 'm anklang mit allen unseren Nachbarn wiederherstellen können. Ohne 
^eSe^

enntelange Politik der europäischen Einigung wäre das nicht möglich 
^ill   Deutsche Einheit und europäische Einigung sind zwei Seiten derselben 

Piefcu
e" 

^ncj^Päische Union muß freiheitlich, demokratisch, föderal, subsidiär und 
\Vjr     tätlich gestaltet werden. 

fcS'Onai  x das »EuroPa der Bürger" verwirklichen, in dem die nationale und 
w'°Pa p-   .elfalt unseres Kontinents erhalten bleibt und gefördert wird. Es ist ein 

hen prJUn§ und alt, Frauen und Männer, in dem wir gleichberechtigt und mit 
Chancen zusammen leben wollen. Alle unsere Bundesländer — aber auch die 
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nie i»"' Städte und Gemeinden — sind in das europäische Einigungswerk einbezogen, v 
gemeinsam zu lösenden Aufgaben, zum Beispiel die Außen- und Sicherheitspol»1 ' 
die Wirtschafts- und Umweltpolitik müssen auf die Europäische Union, die an de   . 
Aufgaben so weit wie möglich dezentralisiert wahrgenommen werden. Der Nati° 
Staat wird sich im Laufe dieser Entwicklung nicht auflösen, aber wandeln. 
Deutschland bleibt unser Vaterland in einem geeinten Europa. 

Wir wenden uns gegen jede Form von Überreglementierung, bürokratischem Pp^eHe 

tionismus und Zentralismus. Was auf kommunaler, regionaler oder nationaler b 
sachgerecht geregelt werden kann, darf nicht auf europäischer Ebene entschiede   .g[li 
werden. Nach dem Subsidiaritätsprinzip darf die höhere Ebene nur dann tätig ^  s 
wenn es unabweisbar notwendig ist. Zur Sicherung von Subsidiarität, Föderalis1" 
und Demokratie treten wir ein für die Schaffung einer europäischen Verfassung- 

Wir wollen die Demokratie in der Europäischen Union weiter stärken. Die Rec   «s- 
Europäischen Parlamentes müssen weiterentwickelt werden, damit es eine w'r^u

nIi, 
volle parlamentarische Kontrolle der europäischen Institutionen sicherstellen ka 

Dazu gehört auch die Mitentscheidung des Europäischen Parlaments in weiten 
Bereichen der Gesetzgebung der Europäischen Union im Sinne eines Zweikamm 
systems und das volle Haushaltsrecht. An der Ausarbeitung einer europäischen 
Verfassung ist es maßgeblich zu beteiligen. 

Wahlaufruf 
Wir rufen alle Bürgerinnen und Bürger auf: Gehen Sie zur 
Europawahl! Wer der Wahl fernbleibt, unterstützt radikale Kran 
Stärken Sie mit Ihrer Stimme die Kräfte der politischen Mitte in 
Europa! Nur in der politischen Mitte werden die Völker Europa» 
jenen gemeinsamen Nenner finden, der sie zu gemeinsamem 
Handeln und zur Lösung der drängenden Probleme befähigt- 
Stärken Sie die Demokratie in Europa. Gestalten Sie Ihre eigen 
Zukunft! 

Deutschlands Chancen und Interessen liegen in einem geeint 
Europa. Es steht viel auf dem Spiel. Es geht um dauerhaften 
Frieden. Es geht um die Sicherung unserer Freiheit. Es geht um 
wirtschaftliche Stabilität und soziale Sicherheit. Stärken Sie 
Deutschland und Europa durch Ihre Stimme für die CDU! 

UiD EXTRA — Verantwortlich: Axel König, Konrad-Adenauer-Haus, 53113 "»" 


